
2.10. Wehrdienstgesetz

Deutschen Demokratischen Republik einen bedeu­
tenden Beitrag zur Erhaltung und Festigung des 
Friedens, zur Stärkung der sozialistischen Staats­
macht und zum sicheren Schutz des Aufbaus und der 
Errungenschaften des Sozialismus vor jeglichen An­
griffen seiner Feinde.
(3) Mit dem Wehrdienst ihrer Bürger stärkt die 
Deutsche Demokratische Republik als Teilnehmer­
staat des Warschauer Vertrages die Einheit und Ver­
teidigungsfähigkeit der sozialistischen Militärkoali­
tion und trägt zur Erfüllung ihrer internationalen 
Bündnsiverpflichtungen bei.
(4) Der Wehrdienst ist so zu gestalten, daß die Lan­
desverteidigung jederzeit gewährleistet ist.
(5) Während der Mobilmachung und im Verteidi­
gungszustand sind in bezug auf den Wehrdienst alle 
Maßnahmen zu treffen, damit die Deutsche Demo­
kratische Republik unverzüglich jeden bewaffneten 
Überfall abwehren und ihre völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen erfüllen kann. Die für die Mobilma­
chung und den Verteidigungszustand notwendigen 
Maßnahmen sind rechtzeitig vorzubereiten.

§ 2
Ableistung des Wehrdienstes
(1) Der Wehrdienst gliedert sich in den aktiven 
Wehrdienst und den Reservistenwehrdienst. Er wird 
in der Nationalen Volksarmee geleistet.
(2) Der Wehrdienst nach Abs. 1 wird auch in den 
Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Re­
publik geleistet. Die Festlegungen dieses Gesetzes 
gelten entsprechend.
(3) Der Ableistung des Wehrdienstes nach Abs. 1 
entspricht der Dienst in anderen Organen, in denen 
auf Beschluß des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik die Bürger ihr 
verfassungsmäßig festgelegtes Recht und die Ehren­
pflicht für die Landesverteidigung erfüllen können. 
Die Festlegungen dieses Gesetzes gelten für diesen 
Dienst entsprechend. Für Besonderheiten dieses 
Dienstes, die einzelnen Regelungen dieses Gesetzes 
nicht entsprechen, trifft der Nationale Verteidi­
gungsrat der Deutschen Demokratischen Republik 
die erforderlichen Festlegungen. §

§ 3
Pflicht zum Wehrdienst
(1) In der Deutschen Demokratischen Republik be­
steht die allgemeine Wehrpflicht. Im Rahmen der 
allgemeinen Wehrpflicht sind alle für den Wehr­
dienst tauglichen männlichen Bürger zur Erfüllung 
von Aufgaben für die Landesverteidigung auszubil­
den und einzusetzen.
(2) Die allgemeine Wehrpflicht umfaßt insbesonde­
re die Verpflichtung,
a) sich zur Erfassung, Musterung, Einberufungs­

überprüfung oder Feststellung der Diensttaug­
lichkeit zu melden,

b) den Auflagen zur Herstellung oder Erhaltung der 
Diensttauglichkeit bzw. zur Vorbereitung auf 
den Wehrdienst oder solchen, die der möglichen 
Einberufung zum Wehrdienst dienen, nachzu­
kommen,

c) aktiven Wehrdienst, Reservistenwehrdienst bzw. 
einen Dienst zu leisten, der der Ableistung des 
Wehrdienstes entspricht, soweit dazu die Taug­
lichkeit vorhanden ist,

d) Veränderungen zur Person mitzuteilen,
e) zur Ergänzung der Wehrdokumentation bzw. zur 

Klärung von Problemen, die den Wehrdienst be­
treffen, auf Anordnung der Wehrkreiskomman­
dos persönlich zu erscheinen.

(3) Der allgemeinen Wehrpflicht unterliegen alle 
männlichen Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik (nachfolgend Wehrpflichtige genannt) 
vom 18. Lebensjahr an bis zum 31. Dezember des 
Jahres, in dem sie das 50. Lebensjahr vollenden. Bei 
Fähnrichen und Offizieren endet sie mit dem 31. De­
zember des Jahres, in dem sie das 60. Lebensjahr 
vollenden.
(4) Während der Mobilmachung und im Verteidi­
gungszustand endet die allgemeine Wehrpflicht für 
alle männlichen Bürger mit dem 31. Dezember des 
Jahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden. Das 
gilt auch für die Vorbereitung der Mobilmachung 
und des Verteidigungszustandes, soweit dazu in die­
sem Gesetz etwas festgelegt ist.
(5) Während der Mobilmachung und im Verteidi­
gungszustand können weibliche Bürger der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 18. Lebens­
jahr an bis zum 31. Dezember des Jahres, in dem sie 
das 50. Lebensjahr vollenden, in die allgemeine 
Wehrpflicht einbezogen werden. Das gilt für die 
Vorbereitung der Mobilmachung und des Verteidi­
gungszustandes entsprechend, soweit dazu in diesem 
Gesetz etwas festgelegt ist.
(6) Die altersmäßige Festlegung für die allgemeine 
Wehrpflicht gilt nicht, wenn in Rechtsvorschriften 
über einen Dienst nach § 2 Abs. 3 etwas anderes fest­
gelegt ist.

§4
Freiwilliger Wehrdienst
Die Bürger der Deutschen Demokratischen Repu­
blik haben unabhängig von der allgemeinen Wehr­
pflicht das Recht, auf Grund ihrer freien Entschei­
dung Wehrdienst zu leisten. Für weibliche Bürger 
gelten in diesen Fällen die Festlegungen für die 
männlichen Bürger entsprechend.
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